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BETRIEBSVERMÖGEN

Kann Antrag auf Vollverschonung über  
§ 165 AO nachgeholt werden?
von WP StB Dipl.-Kfm. Gerrit Grewe, Berlin

|  Ein Vorläufigkeitsvermerk nach § 165 AO im Hinblick auf die durch das 
BVerfG-Urteil vom 17.12.14 (1 BvL 21/12, BStBl 15 II S. 50) angeordnete Ver-
pflichtung zur gesetzlichen Neuregelung eröffnet nicht die Möglichkeit, den 
Antrag auf Vollverschonung nach § 13a Abs. 8 ErbStG nachzuholen.  |

Sachverhalt
Der Kläger K erbte im Jahr 2012 drei Beteiligungen. Da K in der ErbSt-Erklä-
rung keinen Antrag auf Vollverschonung nach § 13a Abs. 8 ErbStG stellte, 
gewährte das FA für die Beteiligungen nur den Verschonungsabschlag von 
85 %. Der Bescheid erging vorläufig „… gemäß § 165 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 AO im 
Hinblick auf die durch das Urteil des BVerfG vom 17.12.14 (1 BvL 21/12, BStBl II 
15, 50) angeordnete Verpflichtung zur gesetzlichen Neuregelung in vollem 
Umfang. Sollte aufgrund der gesetzlichen Neuregelung dieser Steuerbe-
scheid aufzuheben oder zu ändern sein, wird die Aufhebung oder Änderung 
von Amts wegen vorgenommen.“ Mehrere Monate später beantragte K die 
Vollverschonung nach § 13a Abs. 8 ErbStG. Das FA lehnte dies ab, da dieser 
Antrag nur bis zum Eintritt der materiellen Bestandskraft, nicht aber über 
§ 165 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 AO gestellt werden könne.

Entscheidungsgründe
Die Klage ist unbegründet (FG Münster 14.2.18, 3 K 565/17 Erb, Abruf-Nr. 
200977). Zur unwiderruflichen Erklärung der Vollverschonung nach § 13a 
Abs. 8 ErbStG regelt das Gesetz nicht, bis wann der Erwerber den Antrag auf 
Vollverschonung stellen kann. In der Gesetzesbegründung (BT-Drs. 16/11107, 
S. 10) und in A 17 Abs. 2 S. 2 der gleichlautenden Erlasse vom 25.6.09 (BStBl I 
09, 713) heißt es, dass der Erwerber die Erklärung bis zur (formellen) 
Bestandskraft der Steuerfestsetzung abgeben kann. Nach den ErbStR 2011 
kann der Erwerber den Antrag bis zum Eintritt der materiellen Bestandskraft 
der Festsetzung der ErbSt oder SchenkSt stellen (R E 13a.13 Abs. 2 S. 2 ErbStR 
2011, jetzt A 13a.20 Abs. 2 S. 2 AEErbSt).

Nach Auffassung der OFD Karlsruhe eröffnet ein Vorläufigkeitsvermerk nach 
§ 165 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 AO dem Steuerpflichtigen die Möglichkeit, nach Unanfecht
barkeit der Steuerfestsetzung einen Antrag auf Vollverschonung zu stellen 
(Verfügung 7.8.14, S381.2a/50 – St 341 und S033.8/48 – St 311). Demgegenüber 
sieht das FM NRW über einen solchen Vorläufigkeitsvermerk keine Änderungs
befugnis nach § 165 Abs. 2 AO (Verfügungen vom 24.7. und 25.8.15, S 3812a – 105 
– V A 6).

Im Streitfall liegen die Voraussetzungen für eine Änderung der Steuerfest-
setzung nicht vor: Änderungen nach § 165 Abs. 2 AO sind nach Art und Umfang 
nur in dem durch die Vorläufigkeit wirksam gesteckten Rahmen zulässig 
(BFH 20.11.12, IX R 7/11, BStBl II 13, 359, Rn. 25). Vorliegend ergibt sich aus dem 
Vorläufigkeitsvermerk klar, dass das FA die Bestandskraft nur für den Fall 
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offenhalten wollte, dass sich die für den Streitfall geltende Rechtslage durch 
die gesetzliche Neuregelung, die wegen der Entscheidung des BVerfG vom 
17.12.14 erforderlich geworden war, ändert. Demnach war die Bestandskraft 
nicht auch für einen Antrag auf Vollverschonung durchbrochen, da dieser 
Antrag gerade nicht auf der gesetzlichen Neuregelung, sondern auf dem gel-
tenden Recht basierte. Aus der Auffassung der OFD Karlsruhe würde folgen, 
dass sämtliche Steuerfestsetzungen mit diesem Vorläufigkeitsvermerk ins-
gesamt – also auch hinsichtlich etwaiger Rechtsfehler in anderen Bereichen 
des ErbSt-Rechts – offengehalten würden. Dies kann nicht gewollt sein.

Relevanz für die Praxis
Mit Urteil vom 2.3.00 hat der BFH (VI R 48/97, BStBl II 00, 333) entschieden, 
dass bei einer Änderung nach § 165 Abs. 2 S. 2 AO im Rahmen des Änderungs-
betrags auch solche Fehler zu berichtigen sind, die nicht mit dem Grund der 
Vorläufigkeit zusammenhängen. Verfahrensrechtlich könnte die Vollverscho-
nung gewährt werden, sofern und soweit eine Änderung der ErbSt-Fest
setzung durch das FA aufgrund der gesetzlichen Neuregelung erfolgen würde. 
Im Streitfall hat das FA sogar darauf hingewiesen, dass die Vollverschonung 
gewährt werden könnte, wenn eine Änderung der Steuerfestsetzung nach 
§ 165 Abs. 2 AO erfolgt oder der Bescheid aus anderen Gründen nach § 164 AO 
(im Streitfall bereits aufgehoben) oder § 172 ff. AO geändert wird.
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GRUNDSTÜCKSWERT

Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts: 
Finanzmathematische Methode ungeeignet
von WP StB Dipl.-Kfm. Gerrit Grewe, Berlin

|  Die von den Gutachterausschüssen ermittelten Werte sind wegen der 
besonderen Sachkunde regelmäßig verbindlich. Ein finanzmathematisch 
ermittelter Wert für ein Erbbaugrundstück ist jedenfalls unzulässig, wenn 
dieser den untersten Wert ergibt und im Gutachten eine Begründung fehlt.  |

Sachverhalt
Die Klägerin K erbte mehrere bebaute Erbbaugrundstücke. Das FA ermittelte 
die Bodenwertanteile unter Ansatz geschätzter Erbbauzinsen angelehnt an 
§ 194 Abs. 3 BewG und stellte sie als Grundstückswerte fest (Besteuerungs-
zeitpunkt 31.7.10). K begehrte den Ansatz des niedrigeren gemeinen Werts, 
nachgewiesen durch ein gemäß der finanzmathematischen Methode erstell-
tes Sachverständigengutachten. Während des Klageverfahrens schaltete das 
FA den Gutachterausschuss für Grundstückswerte (GAG) ein, der höhere 
Werte als jene vom FA geschätzten mitteilte.

◼◼ Leitsatz: Niedersächsisches FG 14.12.17, 1 K 210/14, Revision BFH II R 7/18

1.	 Die von den Gutachterausschüssen ermittelten und den FÄ gemäß § 183 Abs. 2 
BewG mitgeteilten Vergleichsfaktoren sind wie die von den Gutachteraus-
schüssen nach § 145 Abs. 3 S. 2 BewG ermittelten und den FÄ mitgeteilten 
Bodenrichtwerte für die Beteiligten im Steuerrechtsverhältnis verbindlich und 
einer gerichtlichen Überprüfung regelmäßig nicht zugänglich.
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